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Trotz aller Aufbauleistungen sieht man 1953 in den 
großen Städten noch überall Ruinen und Trüm-
merberge. Die Wirtschaft und das Verkehrswesen 
erholen sich nur langsam. Schlimmer noch sind die 
politischen Folgen des Krieges. Die Welt ist in zwei 
Lager gespalten und die Grenze geht mitten durch 
Deutschland. Zwischen Ost und West gibt es nur 
noch Hass, Verleumdungen und bösartige Unter-
stellungen. Wie konnte es dazu kommen? Nach der 
Kapitulation Hitlerdeutschlands wird das besiegte 
Land in vier Zonen und Berlin in vier Sektoren ein-
geteilt. Doch die Eintracht der Sieger hält nicht 
lange. Im Zeichen des beginnenden Ost-West-Kon-
fliktes versucht jede Seite, ihren Machtbereich 
nach dem eigenen Muster zu gestalten. Bereits im 
Juni 1945 verspricht in der Sowjetischen Besat-
zungszone die Kommunistische Partei Deutsch-
lands (KPD) einen radikalen Neubeginn. Dabei hat 
sie einfache Antworten parat. An Faschismus und 
Krieg seien die Kapitalisten und Junker schuld ge-
wesen. Sie müssten enteignet und entmachtet wer-
den, dann würde es nie wieder Krieg geben. Zudem 
versprechen die Kommunisten einen eigenen 
»deutschen Weg zum Sozialismus«. Sie verkünden 
die antifaschistisch-demokratische Ordnung, die 
auch bürgerliche Nazigegner einbezieht. Doch in 
Wahrheit gilt Walter Ulbrichts Maxime: »Es muss 
demokratisch aussehen, aber wir müssen alles in 
der Hand haben«. Am 7. Oktober 1949 wird die 
DDR aus der Taufe gehoben. Da war die kommunis-
tische Parteidiktatur nach sowjetischem Muster 
längst durchgesetzt. Erst war die SPD mit der KPD 

zur Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands, 
der SED, zwangsvereinigt worden. Dann wurden 
die bürgerlichen Parteien und die Massenorganisa-
tionen der SED unterworfen, die Planwirtschaft 
eingeführt und politische Gegner unerbittlich ver-
folgt. Die ersten Wahlen zur Volkskammer am 
15. Oktober 1950 sind der reine Schwindel. Schon 
vor der Abstimmung steht die Verteilung der Man-
date fest. Wen wundert es, dass die SED eine siche-
re Mehrheit hat? Doch trotz alledem ziehen gerade 
junge Menschen begeistert der lichten Zukunft des 
Sozialismus entgegen und bemerken nicht, dass sie 
längst wieder im Gleichschritt marschieren. 

Im Sommer 1952 fragen sich selbst wohlmeinen- 
de Zeitgenossen, ob die SED-Führung von allen 
guten Geistern verlassen ist. Begleitet von einem 
gewaltigen Propagandagetöse eröffnet sie einen 
Feldzug gegen nahezu alle sozialen Schichten und 
Gruppen der DDR-Gesellschaft. Den Auftakt bildet 
die 2. Parteikonferenz der SED vom 9. bis 12. Juli 
1952. Dort verkündet Ulbricht den »planmäßigen 
Aufbau« des Sozialismus. In den folgenden elf Mo-
naten macht die SED jeden politischen Fehler, den 
man nur machen kann. Obwohl 1945 feierlich gelobt 
worden war, nie wieder solle ein Deutscher eine 
Waffe anfassen, wird der Aufbau der Streitkräfte vo-
rangetrieben. Jugendliche sollen im Rahmen eines 

»Dienstes für Deutschland« Arbeitsdienst leisten. 
Die FDJ-Zeitung »Junge Welt« startet eine Hetz-
kampagne gegen die »Junge Gemeinde«. Christli-
che Schüler und Studenten werden von den höheren 
Lehranstalten der DDR gewiesen. Die Bauern sollen 
das Land, das sie erst 1945 durch die Bodenreform 
bekommen hatten, in Landwirtschaftliche Produk-
tionsgenossenschaften (LPG) einbringen. Den 
Handwerkern und Gewerbetreibenden werden 
durch Steuergesetze die Daumenschrauben ange-
setzt. Zudem wird ihnen die Lebensmittelkarte ge-
strichen. Schon kleinere Vergehen werden mit 
Zuchthausstrafen geahndet. Zugunsten der Schwer-
industrie wird die Konsumgüterproduktion gedros-

selt. In den ersten Monaten des Jahres 1953 gewinnt 
der Klassenkampf von oben immer mehr an Schär-
fe. Die Preise für Kunsthonig und Marmelade wer-
den angehoben. Butter und Wurst gibt es ohnehin 
kaum noch. Dafür soll mehr gearbeitet werden. Eine 
allgemeine Normerhöhung wird angekündigt. Wut 
und Verbitterung steigen bedrohlich an und in den 
Betrieben regt sich zunehmend Widerstand. 

Minutenlang liegt ein unheimliches Dröhnen in 
der Luft. Dann erscheinen die ersten jener grau-
grünen Ungetüme, die man seit dem Endkampf um 
Berlin im April 1945 hier nicht mehr gesehen hatte. 
Ohrenbetäubend mit den Panzerketten rasselnd, 
eingehüllt in schwarze Qualmwolken gehen annä-
hernd 600 sowjetische Panzer der 2. Garde-Pan-
zer-Armee und zweier motorisierter Schützendi
visionen in der Ost-Berliner Innenstadt in Stellung. 
Die Luken stehen offen und die Kommandanten 
schauen heraus. Sowjetische Offiziere versuchen, 
von den Panzern herab zu den Demonstranten zu 

sprechen. Vorläufig wird nicht geschossen. Die 
Menschenmassen, die seit den Morgenstunden in 
das Zentrum von Ost-Berlin geströmt waren, fra-
gen sich angstvoll, was nun geschehen wird. Sie 
waren aus ihren Betrieben in Marschkolonnen ins 
Stadtzentrum gezogen, um gegen die unerträgli-
chen Lebensverhältnisse zu protestieren. Zehn-
tausende hatten sich spontan angeschlossen. Hier 
und da meinen Radaubrüder, ihre Stunde sei 
gekommen. Autos werden umgestürzt, Kioske ge-
hen in Flammen auf. Doch die Masse der Demons-
tranten verhält sich friedlich und diszipliniert. In 
ohnmächtiger Wut verfolgen sie den Panzer
aufmarsch. Für die Anhänger der SED ist das Ein-
greifen der Sowjets die Erlösung aus einem Alp-
traum. Doch auch für sie stellt sich die Frage: Wie 
kann es sein, dass sich die Arbeiter gegen den »Ar-
beiterstaat« erheben? Können Panzer die einzige 
Antwort auf die Forderungen des Volkes sein? Wie 
soll es weitergehen mit diesem Land, dessen Füh-
rung sich im sowjetischen Hauptquartier ver-
kriecht? Wird sich die »Volksregierung« nun ein 
neues Volk suchen? Oder würde nun endlich jene 
»große Aussprache« beginnen, die Bertolt Brecht 
an diesem Tag von der SED-Führung einfordert?

Minuten der Entscheidung Im Gleichschritt der Zukunft entgegen

Zwei sowjetische Panzer vom Typ T 34 haben sich in 
Berlin an der Kreuzung Leipziger Straße / Wilhelm­
straße zwischen die Menschenmassen geschoben. Vom 
Panzer herab spricht ein sowjetischer Offizier zu den 
Demonstranten. Die Uhr zeigt zwanzig vor zwölf. Noch 
ist die Situation friedlich.  AdsD der Friedrich-Ebert-Stiftung

Noch sind die Trümmer des letzten Krieges nicht 
fortgeräumt, doch schon wieder sind Gleichschritt und 
Uniformen angesagt. In Reih und Glied marschieren die 
Mitglieder der Freien Deutschen Jugend (FDJ) am 
1. Mai 1950 im Ostsektor von Berlin. Das Blauhemd,  
die Losungen und die Führerbilder gehören von nun 
 an zum festen Ritual der Massenaufmärsche.  
BArch, Bild 183-S96156 / Walter Heilig

Aufbau des Sozialismus

Während der II. Parteikonferenz der SED überreichen 
Arbeiter den Angehörigen der Kasernierten Volkspolizei 
symbolisch Gewehre. Sie sehen dabei wenig glücklich 
aus. Umso fröhlicher sind die SED-Funktionäre, unter 
ihnen Erich Mielke, der spätere Minister für Staatssicher­
heit (oben 6. v. r.).  BArch., Bild 183-15410-0418 / Horst Sturm
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Das schnauzbärtige Antlitz Josef Stalins ist in der frü-
hen DDR allgegenwärtig. Ehrfürchtig studieren 
Schüler und Studenten seine Schriften. In keinem Re-
ferat darf ein Stalin-Zitat fehlen. Wenn sein Name ge-
nannt wird, stehen alle auf und klatschen, bis die Hän-
de weh tun. Keine Huldigung ist zu weit hergeholt, 
wenn es gilt, den »weisen Vater der Völker« zu rüh-
men. Dabei hat schon damals jeder die Wahrheit wis-
sen können. Stalins Aufstieg zur absoluten Macht war 
von Leichenbergen gesäumt. Er schlachtete im »Gro-
ßen Terror« der 1930er Jahre die alte Garde der Re-
volutionäre ab, terrorisierte die Bevölkerung, dezi-
mierte das sowjetische Offizierskorps und stürzte 
durch die Kollektivierung der Landwirtschaft das 
Land in eine Hungersnot, die Millionen Opfer forder-
te. Ganze Bevölkerungsschichten und Völker ließ er 
deportieren. Nach dem großen Sieg über Hitler
deutschland werden die Verhältnisse nicht besser. 

Neue Verfolgungswellen spülen Sträflinge in die sow-
jetischen Lager. Im Januar 1953 werden die Kreml
ärzte verhaftet. Unter Folter gestehen sie ihre angeb
liche Absicht, Stalin zu ermorden. Viele der Ärzte 
sind Juden. Sollen sie die nächsten Opfer des Vernich-
tungswahns werden? Doch am 5. März 1953 ereilt 
den Diktator auf seiner Datsche bei Moskau ein 
Schlaganfall. »Das Herz des großen Stalin hat aufge-
hört zu schlagen«, meldet Radio Moskau. In der DDR 
steigert sich nach Stalins Tod der Personenkult zur 
Vergöttlichung. Die erste sozialistische Stadt erhält 
am 1. Mai 1953 den Namen Stalinstadt. Die Ideolo-
giezentrale der SED nennt sich nun Marx-Engels-Le-
nin-Stalin-Institut. Doch hinter den Kulissen verbrei-
tet sich Unsicherheit. Wer wird sich in den 
Nachfolgekämpfen durchsetzen? Und wie werden 
sich die neuen Herrscher im Kreml zur DDR und zur 
Frage der Wiedervereinigung verhalten?

Das Herz des großen Stalin hat aufgehört zu schlagen

Der Personenkult nimmt 
Anfang der fünfziger Jahre 
auch in der DDR groteske 
Züge an. Während der 
2. Weltfestspiele der 
Jugend und Studenten in 
Ost-Berlin am 19. August 
1951 marschieren 
FDJlerinnen mit dem 
Porträt von J. W. Stalin 
durch die Straßen  
BArch., Bild 183-11500-0994 / Martin

Dampferfahrten über die Berliner Seen gehören 
seit jeher zu den beliebtesten Vergnügungen der 
einfachen Leute in Berlin. Eine Dampferkarte 
kostet in den fünfziger Jahren 50 Pfennig, für Kin-
der die Hälfte. Die von der SED am Gängelband ge-
führten Gewerkschaften haben ihren Mitgliedern 
nicht viel zu bieten. So veranstalten sie in vielen Be-
trieben alljährlich eine solche Dampferfahrt mit 
den Kollegen und deren Familien. Auch die Ge-
werkschaftsleitung des VEB Industriebau mietet 
im Mai 1953 bei der Weißen Flotte zwei Dampfer 
an. Insgesamt werden von jedem Teilnehmer drei 
Mark für die Fahrt einschließlich Speisen und Ge-
tränken kassiert. Dazu gibt es einen Zuschuss der 
Gewerkschaft in Höhe von 1050 DM, die mit weite-
ren 350 DM auch eine kleine Kapelle mit einem 
Akkordeonspieler bezahlt. Um 7:30 Uhr geht es am 
Samstag, dem 13. Juni 1953, bei strahlendem Früh
sommerwetter von der zentralen Anlegestelle an 
der Jannowitzbrücke los. Die etwa 500 bis 600 
Werktätigen, teils mit Frauen und Kindern, vertei-
len sich auf die beiden Motorschiffe »Seid bereit!« 
und »Triumph«. Die Schiffe fahren bis zur HO-
Gaststätte »Rübezahl« am Großen Müggelsee. Am 
Nachmittag wird an einigen Tischen heftig über die 
Normen diskutiert. Zu fortgeschrittener Stunde 
steigt ein Maurerbrigadier auf den Tisch und ver-
kündet lautstark: »Kollegen, wir gehen am Montag 
um sieben Uhr nicht aus den Baubuden. Wir strei-

ken!« Alle, die es nicht mitbekommen haben, hö-
ren auf der Heimfahrt von dem Vorfall. Das Wort 
Streik ist öffentlich gefallen. Der Stein ist ins Was-
ser geworfen und zieht von nun an immer weitere 
Kreise.  

In den ersten Junitagen 1953 zieht die neue Sowjet-
führung energisch die Notbremse. Die katastro-
phale Lage in der DDR schadet massiv der sowjeti-
schen Deutschlandpolitik, die neuerlich mit einer 
gesamtdeutschen Neutralität liebäugelt. Walter 
Ulbricht, Otto Grotewohl und Fred Oelßner wer-
den nach Moskau zitiert. Ihnen werden Machtmiss-
brauch, Fehler und schlechte Planung vorgewor-
fen. Hätte ein DDR-Bürger diese Kritik geäußert, 
wäre er für Jahre hinter Gittern verschwunden. 
Doch in Moskau stehen die allmächtigen Männer 
der SED wie ungezogene Schulbuben vor dem sow-

jetischen Politbüro. Mit einem Memorandum 
»Über die Gesundung der politischen Lage« in der 
Tasche machen sie sich auf den Heimweg. Unter der 
persönlichen Aufsicht des Moskauer Statthalters in 
Ost-Berlin, Wladimir Semjonow, arbeitet das Polit-
büro den »Neuen Kurs« aus, der am 11. Juni 1953 
im »Neuen Deutschland« verkündet wird. Die Ver-
öffentlichung hat die Wirkung einer Vollbremsung 
bei rasender Fahrt. Die Partei, die »immer recht 
hat«, räumt plötzlich schwere Versäumnisse ein. 
Die Zwangskollektivierung der Landwirtschaft 
wird beendet. Gewerbetreibende sollen wieder 
Lebensmittelmarken bekommen wie alle Bürger. 
Hinausgeworfene christliche Schüler und Studen-
ten müssen von den Lehranstalten wieder aufge-
nommen werden. Die Entlassung von zu Unrecht 
Eingesperrten wird angekündigt. Das hört sich gut 
an, doch wer soll dieser Partei nach Jahren der Lü-
gen noch glauben? Zudem fehlt in allen Ankündi-
gungen ein wichtiger Punkt: Die Frage der Arbeits-
normen. Für das gleiche Geld sollen die Werktätigen 
erheblich mehr leisten. Die Unruhe in den Betrie-
ben nimmt weiter zu. 

Der neue Kurs Brigadeausflug

Der Hinweis »Streng geheim« zeigt das ganze Dilemma 
der SED. Die Probleme, die in dem aus Moskau 
mitgebrachten Papier stehen, hätten seit Jahren an die 
Öffentlichkeit gehört.   
BArch., Bild 183-1990-0615-033 / Thomas Uhlemann

An der Jannowitzbrücke ankern die Motorschiffe der 
Weißen Flotte. Für wenig Geld kann man schöne 
Fahrten in die grüne und seenreiche Berliner 
Umgebung machen. Für viele Berliner ist das ein 
beliebtes Wochenendvergnügen.   
BArch., Bild 183-19396-0002 / Wesselowski
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Am Montagmorgen des 15. Juni 1953 schreiben die 
Arbeiter der Baustelle Krankenhaus Friedrichshain 
einen Brief an DDR-Ministerpräsident Otto Grote-
wohl. Entweder werde die Normerhöhung bis zum 
nächsten Tag zurückgenommen oder die Bauarbei-
ter würden in den Streik treten. Zwei Abgeordnete 
der Arbeiter machen sich mit einem Baufahrzeug 
zum Regierungssitz auf. Dort übergeben sie den 
Brief an Mitarbeiter Grotewohls. Am Morgen des 
16. Juni 1953 kommt der Vorsitzende des Zentral-
vorstandes der IG Bau-Holz begleitet von 15 Inst-
rukteuren zur Baustelle und erklärt, am Beschluss 
des DDR-Ministerrates zur Normerhöhung sei nicht 
zu rütteln. Als sich der Unmut der Arbeiter lautstark 
Luft macht, versuchen die Verantwortlichen, die 

Tore der Baustelle zu schließen. Als dies auf der un-
weit entfernten Baustelle Stalinallee Block 40 be-
kannt wird, formiert sich ein Protestzug, um die 
Kollegen zu befreien. An der Spitze wird ein Plakat 
getragen mit der Aufschrift »Wir Bauarbeiter for-
dern Normsenkung«. Derweil bildet sich an der Sta-
linallee ein weiterer Demonstrationszug von unge-
fähr 2000 Arbeitern, die über die Leipziger Straße 
zum Sitz der DDR-Regierung marschieren. Die Ar-
beiter rufen im Sprechchor: »Kollegen, reiht euch 
ein! Wir wollen freie Menschen sein!« Tausende 
Berliner schließen sich der Demonstration an. 
Vor dem Regierungsgebäude fordern die Demonst-
ranten, Ulbricht oder Grotewohl zu sprechen. Un-
tergeordnete Funktionäre werden niedergeschrien. 

Schließlich steigt ein Bauarbeiter auf das Podium 
und ruft zum Generalstreik auf. Am Abend berich-
ten die westlichen Sender über die Vorgänge im Ost-
sektor. Wie ein Lauffeuer verbreitet sich die Nach-
richt von den Streiks in der ganzen DDR. Die 
Lawine ist nicht mehr aufzuhalten. 

Der Zug der Bauarbeiter 

Am 16. Juni 1953 malen Bauarbeiter von der Baustelle 
Krankenhaus Friedrichshain auf der Rückseite einer 
Losung vom 1. Mai ihre Forderung »Wir Bauarbeiter 
fordern Normsenkung« und formieren sich zu einem 
Protestzug.  AdsD der Friedrich-Ebert-Stiftung, Herkunft: 
Gesamtdeutsches Institut

Von zahlreichen Städten wird berichtet, dass sich 
nach der ersten Begeisterung am Vormittag des 
17. Juni die Massendemonstrationen in kleine 
Gruppen aufsplittern. Es fehlt die Organisation, 
eine einheitliche Leitung und ein konkretes Ziel. 
Anders verlaufen die Ereignisse in Görlitz, ganz im 
Osten der DDR an der Grenze zu Polen. Auch hier 
geben die Arbeiter des Waggonbaus das Zeichen 
zum Aufstand. Andere Betriebe schließen sich an. 
Das überbetriebliche Streikkomitee gibt über den 
Stadtfunk die Bildung eines zwanzigköpfigen Ko-
mitees bekannt, das in Görlitz die Macht über-
nimmt. Aus der Arbeiterrevolte ist innerhalb weni-
ger Stunden ein Volksaufstand geworden. Eine 
Bürgerwehr mit weißen Armbinden verhindert 
Plünderungen und Übergriffe. Die SED-Kreislei-
tung, die Stasi-Zentrale und das Gefängnis werden 
besetzt, die politischen Gefangenen befreit. Um 
15:00 Uhr sammelt sich eine Menschenmenge auf 
dem Obermarkt, der damals Leninplatz heißt. Ei-
ner der Redner erklärt, er sei seit 1904 Mitglied der 
SPD und würde nun nach 1918 und 1945 die dritte 
Revolution erleben. »… das ist die größte Freude 
meines Lebens«, sagt er, »dass ich diesen Tag erle-
ben durfte … Es lebe die Juni-Revolution von 1953.« 
Der Redner, der 1946 in die SED übernommen wor-
den war, kündigt die Neukonstituierung der SPD in 
Görlitz an. Gegen 18:00 Uhr rücken sowjetische 
Kampfeinheiten in die Stadt ein und beenden die 
Sitzung des demokratischen Stadtkomitees. Eini-

gen Mitgliedern gelingt die Flucht, andere kom-
men für Jahre hinter Gitter. 

Die Industrie- und Handelsstadt Halle an der Saale 
ist seit dem 19. Jahrhundert ein Zentrum der Arbei-
terbewegung. Die Arbeiter der Großbetriebe sind 
gut organisiert und selbstbewusst. Sie haben die 
Verszeile aus dem Bundeslied von Georg Herwegh 
verinnerlicht: »Wenn dein starker Arm es will, ste-
hen alle Räder still.« Der Verlauf der Ereignisse in 
Halle zeigt, wie sehr der Juniaufstand 1953 in der 
Tradition der Arbeiterbewegung steht. Das Rück-
grat der Bewegung in Halle sind die Arbeiter des 

Lokomotiv- und Waggonbaus Ammendorf (LO-
WA). Auf dem Weg zur Frühschicht am 17. Juni 
werden die Rundfunkmeldungen über die Streiks 
in Berlin heftig diskutiert. Gegen 8:30 Uhr versam-
meln sich 2 000 Werktätige vor dem Verwaltungs-
gebäude. Es wird gerufen: »Arbeiter, ergreift die 
Macht! Tretet in den Streik.« Ein junger Arbeiter 
ruft unter großem Jubel dazu auf, ins Stadtzentrum 
zu ziehen. Die Waggonbauer marschieren die etwa 
zehn Kilometer in die Innenstadt. Dort eskaliert 
die Situation. Ein Gefängnis und die SED-Zentrale 
werden gestürmt. Um 18:00 Uhr versammelt sich 
eine riesige Menschenmenge auf dem Hallmarkt. 
Es ist wohl die größte Kundgebung dieser dramati-
schen Junitage in der ganzen DDR. Auf der Ver-
sammlung stellt sich ein Zentrales Streikkomitee 
vor. Die Sowjetpanzer stehen zunächst am Rand 
oder fahren im Schritttempo durch die Menge, so 
dass die Menschen ausweichen können. Die Situati-
on scheint unentschieden. Doch als die Menge aus-
einandergeht, beginnen am Abend die Verhaftun-
gen. Am Morgen des 18. Juni gleicht Halle einer 
belagerten Stadt. In vielen Betrieben wird noch ge-
streikt. Aber vor den Betriebstoren stehen Sowjets 
und Soldaten der Kasernierten Volkspolizei, die je-
den Streikenden mit Verhaft ung bedrohen. Gegen 
diese Gewalt ist kein offener Widerstand mehr 
möglich. 

»Wenn dein starker Arm es will …« Von der Arbeiterrevolte zum 
Volksaufstand

In Halle blicken die Demonstranten fröhlich in die 
Kamera. Der Aufstand scheint erfolgreich, die Macht 
der SED gebrochen. AdsD der Friedrich-Ebert-Stiftung

Auf dem Obermarkt in Görlitz sammelt sich im Laufe 
des Nachmittags eine gewaltige Menschenmenge. Die 
Stadt ist in der Hand der Aufständischen.  
Ein Bürgerkomitee hat die Macht übernommen.   
Görlitzer Ratsarchiv
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Was treibt die Menschen am 17. Juni 1953 dazu, die 
Arbeit niederzulegen, auf die Straße zu gehen und 
dabei teilweise sehr hohe Risiken in Kauf zu neh-
men? Geht es um die Normen und HO-Preise oder 
um grundsätzliche politische Forderungen? Die we-
nigen Stunden der Freiheit lassen keine Zeit für lan-
ge Debatten. Doch werden in Tausenden von 
Betriebsversammlungen, in Streikkomitees und in 
Reden Forderungen formuliert, die ein recht ein-
heitliches Bild bieten. Als Beispiel mag die Chemie
arbeiterstadt Bitterfeld dienen. Die Belegschaften 
der nahe gelegenen Agfa-Filmfabrik und des Far-
benwerkes Wolfen ziehen am Vormittag in die 
Stadt. Dort vereinigen sie sich mit den Mitarbeitern 

des Elektrochemischen Kombinats zu einer Massen
demonstration von über 50 000 Teilnehmern, weit 
mehr als Bitterfeld Einwohner zählt. Ein Lehrer, 
Mitglied der überbetrieblichen Streikleitung, ver-
liest ein Telegramm an die Regierung der DDR, das 
tatsächlich auch abgeschickt wird. An der Spitze 
stehen eindeutig politische Forderungen: Abschaf-
fung des SED-Regimes und freie Wahlen. Häufig 
werden auch die Aufhebung der Zonengrenze oder 
wie hier in Bitterfeld der freie Reiseverkehr zwi-
schen den Zonen verlangt. Die traditionellen ge-
werkschaftlichen Forderungen nach besseren 
Arbeits- und Lebensbedingungen sind dem unter
geordnet. Die Normenfrage ist am 15. und 16. Juni 

in Berlin ganz sicher der Funke, der das Pulverfass 
explodieren lässt. Als aber die Massen in Jena, Leip-
zig, Magdeburg, Gera und weiteren rund 700 Städ-
ten und Ortschaften der DDR auf der Straße sind, 
geht es längst um viel mehr. Die Forderung nach 
freien Wahlen steht ganz oben – und daran, dass sol-
che Wahlen für die SED schlecht ausgehen würden, 
hat an diesem Tag niemand einen Zweifel. 

Streikforderungen

Treu und brav befördert die Deutsche Post das 
Telegramm mit dem aufrührerischen Inhalt zur 
Regierung, wo es am 18. Juni einen Eingangsstempel 
erhält. Dann schreibt jemand mit Rotstift Zaisser 
darauf. Das ist der Minister für Staatssicherheit.   
BStU, BV Halle, AU 13-54, Bd. 2, 155

Der Himmel über Berlin ist an jenem 17. Juni 1953 
grau verhangen. Am Vormittag ist es gewitterschwül. 
Im Laufe des Tages gehen mehrfach heftige Regen-
güsse nieder und durchnässen Freund und Feind bis 
auf die Haut. Danach wird es kühl und windig. Doch es 
gibt auch schwerer wiegende Gründe, den Heimweg 
anzutreten. Als die sowjetischen Panzer gegen 11:30 
Uhr ins Stadtzentrum von Berlin rollen, befindet sich 
dort eine unüberschaubare Menschenmenge. Vergeb-
lich fordern sowjetische Offiziere die Menschen dazu 
auf, sich zu zerstreuen. Schließlich feuern die Soldaten 
Warnschüsse ab. Die Auseinandersetzungen werden 
zunehmend aggressiver. Es gibt mehrere Tote. Grup-
pen von Jugendlichen beginnen zu randalieren. Das 
Columbushaus am Potsdamer Platz geht in Flammen 
auf und schwarze Rauchwolken liegen nun über Ber-
lin. Vor der Humboldt-Universität kommt ein De-

monstrant unter die Panzerketten. Provisorisch wird 
an der Stelle ein Holzkreuz errichtet. Auf dem Potsda-
mer Platz und in der Leipziger Straße spitzt sich die 
Situation dramatisch zu. Junge Leute werfen Steine 
auf die Panzer und versuchen, mit Stangen und Bret-
tern die Fahrzeuge zum Stehen zu bringen. Doch mit 
bloßen Händen lassen sich keine Panzer aufhalten. 
Die Sowjetarmee drängt die in ihrer großen Mehrheit 
friedlichen Demonstranten zurück und sperrt die 
Sektorengrenze. Als sich die Dunkelheit über das 
Stadtzentrum senkt, breitet sich in den Straßen Fried-
hofsruhe aus. Es herrscht Ausgangssperre. Wer sich 
nun noch blicken lässt, riskiert die Verhaftung. Russi-
sche Soldaten zünden wie im Krieg im Freien Biwak-
feuer an und richten sich für die Nacht ein. Der Tag, 
der so hoffnungsvoll begonnen hat, endet als 
Tragödie. 

Nach der 2. Parteikonferenz der SED im Sommer 
1952 beginnt auch auf dem Land der verschärfte 
Klassenkampf. Agitationstrupps fahren in die Dör-
fer, um die Bauern in Landwirtschaftliche Produk-
tionsgenossenschaften (LPG) zu nötigen. Der 
Druck wird so stark, dass immer mehr Bauern in 
den Westen flüchten. 50 bis 70 Höfe werden täglich 
herrenlos. Auf den Feldern verfault die Ernte, in 
den Ställen brüllt das Vieh, das nicht mehr gemol-
ken wird. In den Städten stehen die Hausfrauen oft 
stundenlang vor den Lebensmittelläden. »Es muss 
weit gekommen sein«, schreibt die Führung der 
Evangelischen Kirche (EKD) in einem Bittbrief an 
die DDR-Regierung, »wenn der Bauer Haus und 
Hof … verlässt, um in eine ungewisse Zukunft zu 

gehen. … Seid menschlich und barmherzig! Seht 
die Not, die zu einer Katastrophe von größtem Aus-
maß zu führen droht!« Solche Mahnungen stoßen 
auf taube Ohren. Sie sind für die SED nur ein neuer-
licher Beweis für das reaktionäre Bündnis zwi-
schen Kirche und Großbauern. Als am 11. Juni 1953 
der »Neue Kurs« verkündet wird, entlädt sich die 
Verbitterung der Landbevölkerung. In stürmi-
schen Versammlungen fordert sie die Senkung der 
drückenden Ablieferungspflichten sowie die Frei-
lassung von Bauern, die wegen Nichterfüllung des 
Solls oder angeblicher Schädigung des Volkseigen-
tums im Gefängnis sitzen. Auch in dem Landstädt-
chen Jessen unweit von Wittenberg sind erst einige 
Tage zuvor Bauern verhaftet worden. Am frühen 
Morgen des 17. Juni sammeln sich Bauern vor dem 
Gefängnis. Die Behörden geben nach und entlassen 
30 Gefangene, die unter großem Jubel empfangen 
werden. Doch dann rücken sowjetische Soldaten in 
Jessen ein und treiben die Menschen auseinander. 
Noch in der folgenden Nacht beginnen die Verhaf-
tungen von angeblichen Rädelsführern. 

Unruhe auf dem Dorf Der Himmel über Berlin

In dem sächsisch-anhaltinischen Landstädtchen Jessen 
kommt es zum Aufruhr der Bauern. Sie ziehen mit 
einem selbstgemalten Schild »Freie und geheime 
Wahlen für alle Deutschen« durch die Stadt. Vor allem 
fordern sie die Freilassung von Bauern, die wegen 
Nichterfüllung des Solls im Gefängnis sitzen. 
Stiftung Haus der Geschichte, Zeitgeschichtliches Forum Leipzig / Fotograf 
Paul Bernharend 

In der Leipziger Straße 
kommt es am Nachmittag 
zur dramatischen 
Konfrontation zwischen 
Sowjetpanzern und meist 
jugendlichen Demonstran­
ten. Sie werfen in 
ohnmächtiger Wut Steine 
gegen Panzer.   
Landesarchiv Berlin
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Die sowjetische Besatzungsmacht setzt nach dem 
Aufstand auf Einschüchterung durch massive Militär-
präsenz. Dazu gehören auch standrechtliche Erschie-
ßungen. Zur Abschreckung werden Plakate in deut-
scher Sprache mit den Namen der Erschossenen 
ausgehängt. Aufsehen erregt insbesondere der Fall 
Willy Göttling, der sich am 17. Juni aus Neugier in 
den Sowjetsektor begibt, dort den Russen in die Hän-
de fällt und standrechtlich erschossen wird. Auch die 
Sicherheitsorgane der SED wittern wieder Morgen-
luft. In der Nacht vom 17. zum 18. Juni beginnt der 
Rachefeldzug des MfS. Bis zum 6. Juli 1953 nehmen 
Stasi und Volkspolizei etwa 10 000 Personen fest. Die 
Besatzungsbehörden verhaften weitere 2000 Men-
schen. Man schätzt, dass es etwa 15 000 Festnahmen 

gegeben hat. Dabei lässt die bis 1968 gültige Verfas-
sung der DDR Streiks ausdrücklich zu. Selbst der 
DDR-Justizminister Max Fechner, Mitglied der SED 
und vormaliger Sozialdemokrat, erklärt in einem 
Interview im »Neuen Deutschland« vom 30. Juni 
1953, dass Mitglieder von Streikkomitees nicht verur-
teilt werden können, wenn ihnen nicht konkrete Ver-
brechen nachgewiesen werden. Seine eigene Partei
führung reagiert prompt. Fechner wird des Amtes 
enthoben, verhaftet und zu acht Jahren Zuchthaus 
verurteilt. Auch die Prozesse gegen Aktivisten der 
Aufstandsbewegung gehen weiter. Insgesamt kommt 
es bis 1955 zu 1800 politischen Urteilen im Zusam-
menhang mit dem Juniaufstand. Trotz aller Bemüh
ungen gelingt es der SED-Justiz nicht, »Drahtzieher« 

und »Organisatoren« des Aufstandes dingfest zu ma-
chen. Dies hatte einen einfachen Grund: Es gab 
solche Hintermänner nicht. Die Volksmassen, auf die 
sich die marxistisch-leninistische Theorie so gern be-
rief, waren in diesem Fall wirklich die alleinigen Trä-
ger der Streiks und Demonstrationen.  

Verhaftet, erschossen, eingesperrt

Demonstranten bringen einen Schwerverletzten am 
Potsdamer Platz über die Sektorengrenze nach 
West-Berlin. Im Laufe des Tages werden mehrere 
Verletzte in West-Berliner Krankenhäuser eingeliefert 
und dort behandelt.  Landesarchiv Berlin

Eine besondere Zielscheibe der Ostpropaganda ist 
der RIAS. Der amerikanische Sender in West-Berlin 
ist neben anderen Funkanstalten der Stachel im 
Fleisch der SED-Diktatur. Nach dem 17. Juni stili-
siert die SED-Propaganda den RIAS zur Feindzent-
rale, die den Aufstand gezielt vorbereitet und propa-
giert hat. Tatsächlich taucht bereits am Nachmittag 
des 16. Juni 1953 eine Arbeiterdelegation aus Ost-
Berlin im Sendehaus in Schöneberg auf. Sie fordert, 
dass der RIAS die Losung zum Generalstreik durch-
gibt. Die anwesenden Redakteure wollen diese Ver-
antwortung nicht übernehmen. Doch der RIAS mel-
det stündlich, was im Ostsektor vor sich geht. Dazu 
laufen teilweise mehrfach drei Kommentare und 
Aufrufe mit eher abwiegelnder Tendenz. Das Wort 

Generalstreik kommt darin nicht vor. »Der RIAS 
war, ohne es zu wissen und es zu wollen, zum Kataly-
sator des Aufstands geworden«, schreibt Jahrzehnte 
später Egon Bahr, der 1953 als RIAS-Chefredakteur 
die Ereignisse verfolgte. Tatsächlich hätte der Volks-
aufstand ohne die westlichen Rundfunkmeldungen 
in dieser Form nicht stattgefunden. Der RIAS war je-
doch keineswegs der Initiator der Erhebung, wie es 
die SED-Legenden behaupteten. Der Sender gab den 
Arbeitern lediglich jene landesweite Öffentlichkeit, 
die ihnen der DDR-Rundfunk verweigerte. Die zwei-
te notorische Legende rankt sich um das Ostbüro der 
SPD. Dieses verfügt 1953 in der DDR zwar noch über 
ein Netz sozialdemokratischer Verbindungsleute. 
Doch niemandem von ihnen wäre es vor dem 16. Juni 
1953 im Traum eingefallen, einen Streik oder eine 
Demonstration organisieren zu wollen. Trotzdem 
werden während der Ereignisse oft Mitarbeiter, die 
im Betrieb als frühere SPD-Leute bekannt waren, in 
die Streikkomitees gewählt oder sie formulieren die 
Forderungskataloge. So richten sich der Hass und die 
Wut der SED nach dem 17. Juni gegen den »Sozial-
demokratismus«. Hunderte SPD-Leute sitzen als 
»Agenten des Ostbüros« in den Haftanstalten der 
DDR.

Es dauert keine zwei Tage, bis die SED-Führung die 
Schuldigen an den Massenstreiks und Demonstratio-
nen gefunden hat. Am 19. Juni 1953 behauptet das 
»Neue Deutschland«, bei den Unruhen habe es sich 
um »eine faschistische Provokation ausländischer 
Agenten« gehandelt. »In Westdeutschland saßen 
und sitzen die amerikanischen Agenten, die auf An-
weisung von Washington die Pläne für Krieg und 
Bürgerkrieg ausarbeiten …«. Die Gerichte haben nun 
zu beweisen, dass der Aufruhr vom Westen organi-
siert worden ist. Auch müssen ehemalige Nazis 
herbeigeschafft werden, um die Behauptung vom 
»faschistischen Putsch« zu belegen. Gegen eine Frau 
namens Erna Dorn wird ein Schauprozess inszeniert, 
der allein auf ihren eigenen wirren Selbstbezichtigun-
gen beruht. Sie behauptet, zur SS-Mannschaft im 
Frauen-KZ Ravensbrück gehört zu haben, obwohl 
weder sie noch ihr angeblicher Mann in den Unterla-

gen der SS auftauchen. Während des Prozesses wird 
sie sogar zur SS-Kommandeuse stilisiert. Am 17. Juni 
hätte sie nach der Befreiung aus dem Gefängnis in 
Halle angeblich an der Spitze des Aufstandes gestan-
den. Auch dies ist frei erfunden. Erna Dorn wird zum 
Tode verurteilt und durch das Fallbeil hingerichtet. 
Dass die Verschwörung von Agenten und Nazis eine 
propagandistische Fiktion ist, weiß man nirgends 
besser als im Stasi-Hauptquartier. Der spätere Stasi-
Chef Erich Mielke wird in einem internen Protokoll 
von 1953 mit der Äußerung zitiert: »Wir haben einige 
tausend Menschen verhört und haben nicht die Linie 
gefunden, d. h., den Ausgangspunkt der faschisti-
schen Provokation. Wir haben das nicht fertigge-
bracht.« Trotzdem verbreiten DDR-Historiker bis 
zuletzt die absurde These, der Volksaufstand sei ein 
faschistischer oder konterrevolutionärer Putschver-
such gewesen.

Ein faschistischer Putsch? Der Klassenfeind ist überall

Der »Tag X« ist eine Erfindung der 
DDR-Propaganda. Der Begriff entstammt 
dem militärischen Sprachgebrauch und 
unterstellt, dass es bei der NATO geheime 
Planungen für einen Aufstand in der DDR 
gegeben habe.  
Ausschnitt aus der Propagandabroschüre „Der Tag X“, 
Ost-Berlin 1953; Bundesstiftung Aufarbeitung

Der RIAS (Radio im amerikanischen Sektor) sendete seit 
1946 in deutscher Sprache. Er sieht sich selbst als Pfahl 
im Fleisch des kommunistischen Herrschaftsgebiets, wie 
eine Schautafel vor dem Amerikahaus 1950 deutlich 
macht. Die DDR reagiert mit einem Netz von Störsen­
dern.  RIAS
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Drei Jahre nach dem Juniaufstand stürzt das sow
jetische Machtsystem erneut in eine tiefe Krise. Die 
sowjetische Führung rechnet im Februar 1956 auf 
dem XX. Parteitag mit der stalinistischen Vergan-
genheit ab. Das ist vielen Menschen im Ostblock 
nicht genug. Sie fordern, dass die großen Verspre-
chungen des Sozialismus endlich eingelöst werden. 
In Polen verhindert im Oktober 1956 nur die An-
kündigung eines grundsätzlichen Wandels die offe-
ne Rebellion. Gleichzeitig spitzt sich die Situation 
in Ungarn zu. Es kommt zum Volksaufstand, den 
die Sowjetarmee blutig niederschlägt. Zwölf Jahre 
später versucht die Tschechoslowakei einen Sozia-
lismus mit menschlichem Antlitz zu verwirklichen. 
Am 21. August 1968 beenden die Panzerdivisionen 

des Warschauer Pakts diesen hoffnungsvollen Neu-
beginn. In den Jahren 1980 / 81 entwickelt sich in 
Polen die machtvolle Gewerkschaftsbewegung Soli
darność. Auch die Verhängung des Kriegsrechts am 
13. Dezember 1981 bringt das Land nicht zur Ruhe, 
zumal die wirtschaftliche Lage katastrophal ist. In 
Moskau sind seit 1985 die Reformkräfte unter Gor-
batschow an der Macht. Sie starten den Versuch, 
den Sozialismus zu retten. Auch wenn der Versuch 
scheitert, so macht er doch für Osteuropa den Weg 
aus der sowjetischen Umklammerung frei. Als im 
Herbst 1989 in der DDR Zehntausende Menschen 
auf die Straße gehen, fühlen sich manche an den 
Juni 1953 erinnert, doch die Verhältnisse haben 
sich gründlich gewandelt. Die Sowjetpanzer blei-

ben in den Kasernen. Ohne diese Rückendeckung 
wagt es die SED-Führung nicht, zu militärischer 
Gewalt zu greifen. Trotz aller Unterschiede hat sich 
1989 / 90 erfüllt, wofür die Menschen in der DDR 1953 
auf die Straße gegangen sind: die deutsche Einheit in 
Frieden, Freiheit, Demokratie und Wohlstand. 

Sehnsucht nach Freiheit

Am 4. November 1989 zieht eine unübersehbare 
Menschenmenge durch Berlin, um sich auf dem 
Alexanderplatz zu sammeln. Unterwegs zeigen sie ihre 
Transparente auf der Tribüne des Palastes der Repu- 
blik, wo sich vordem die SED-Führung bejubeln ließ.  
StAufarb, Klaus Mehner, Bild 89_1104_POL-Demo_42

Der 17. Juni 1953 bleibt in der DDR das Tabu-Thema 
Nummer eins. In den Geschichtsbüchern stehen ein 
paar hölzerne Floskeln, die weniger als nichts besa-
gen: Feindliche Agenten hätten angeblich einen 
faschistischen Putschversuch organisiert. Dabei sei 
es ihnen gelungen, unter Ausnutzung zeitweiliger 
Schwierigkeiten einige Werktätige zu Arbeitsnie-
derlegungen zu verleiten. Das ist alles. Wer in der 
Schule oder an der Universität mehr wissen will, 
macht sich politisch verdächtig. Auch in den West-
medien ist im Zeitalter der Entspannungspolitik 
vom 17. Juni 1953 kaum noch die Rede. Ein Tarif-
konflikt – was soll sonst noch gewesen sein? Der 
»Tag der deutschen Einheit« wird in den 1980er 
Jahren von Vielen zunehmend als unzeitgemäß 
empfunden. Vor allem die Gewerkschaft verteidigt 
den arbeitsfreien Tag. Trotzdem oder gerade des-
wegen ist in der DDR das Thema immer präsent. 

Abends in der Kneipe erzählen die älteren Kollegen 
den Lehrlingen von jenem Tag, als man es »denen 
da oben« tüchtig gezeigt hatte, als die Bonzen ihr 
Parteiabzeichen vom Revers genommen und in die 
Tasche gesteckt hatten, die Belegschaft bis zum 
letzten Mann streikte und in die Innenstadt zog. 
Dann senken sich die Stimmen und es wird von die-
sem oder jenem Kollegen erzählt, der nach »dem 
Siebzehnten« im Knast gesessen hatte. Wenn dann 
einer knurrt: »Eines Tages wird es wieder rappeln 
im Karton«, wiegen die anderen bedenklich die 
Köpfe und schauen, wer am Nebentisch sitzt. Lieber 
bestellt man noch eine Lage Bier und hebt einen auf 
die »führende Rolle der Arbeiterklasse«. So wer-
den die dramatischen Tage des Jahres »Dreiund-
fuffzig« zur Legende. Eine tolle Story – aber unend-
lich weit von der Alltagswirklichkeit der siebziger 
oder achtziger Jahre entfernt.  

War der 17. Juni 1953 für die Aufständischen ein Er-
folg oder eine Niederlage? Nach einigen Tagen 
herrscht wieder Ruhe im Land. Der Ausnahmezu-
stand wird schrittweise aufgehoben, die Sektoren-
grenze in Berlin wieder geöffnet. Hier und da fla-
ckern im Juli 1953 noch einmal Streikaktionen auf, 
so zum Beispiel in den Leuna-Werken im mittel-
deutschen Chemiebezirk. Doch die SED und Wal-
ter Ulbricht als ihr Generalsekretär sitzen wieder 
fest im Sattel. Allerdings ist das sozialistische Sys-
tem in seinen moralischen Grundfesten erschüt-
tert. Davon sollte es sich nie wieder erholen. Immer 
mehr Menschen sagen sich: Der Klügere gibt nach. 
Wenn die Regierung nicht geht, gehen wir. Täglich 
verlassen Hunderte Menschen die DDR in Richtung 
Westen. Als am 13. August 1961 der Mauerbau die 

Fluchtbewegung stoppt, sind es fast 2,7 Millionen 
DDR-Bürger, die seit 1949 ihre Heimat verlassen 
haben. Trotzdem war es nicht so, dass die SED aus 
der Katastrophe vom 17. Juni nichts gelernt hätte. 
Sie verfolgt nun eine Doppelstrategie von Zucker-
brot und Peitsche. Sie organisiert in den Betrieben 
bewaffnete Kampfgruppen, die unmittelbar der 
SED unterstehen. Auch der Spitzelapparat der Stasi 
wird massiv ausgebaut. Nie wieder will die Füh-
rung von den Ereignissen überrascht werden wie 
im Juni 1953. Parallel zum Ausbau des Machtappa-
rates lockert die SED in der Kulturpolitik vorsich-
tig die Daumenschrauben. Auch frontale Angriffe 
gegen die Kirche unterlässt sie künftig und setzt auf 
eine langfristige Strategie der Benachteiligung von 
Christen in Ausbildung und Beruf. Vor allem ver-
meidet es die SED, die Arbeiter der Großbetriebe 
durch massive Verschlechterungen ohne Not zu rei-
zen. Ab 1971 versucht die Honecker-Führung 
durch eine Politik der Sozialgeschenke, ihre Macht 
zu stabilisieren. Der Aufstand vom 17. Juni schwebt 
bis zum Ende der DDR im Herbst 1989 wie eine stil-
le Drohung über jeder Maßnahme der SED- 
Führung. 

Neuer Wein in alten Schläuchen Ein Bierchen auf den »Siebzehnten«

Angehörige der DDR-Kampfgruppen sichern am Tag 
nach dem Mauerbau vom 13. August 1961 demonstrativ 
die Grenze zu West-Berlin. Weil der 17. Juni 1953 gezeigt 
hatte, dass das SED-Regime gegen die Sowjets nicht 
überwunden werden kann, flüchteten die Menschen 
massenhaft in den Westen.   
BArch., Bild 183-85458-0001 / Heinz Junge

Immer wieder tauchen im 
Vorfeld des 17. Juni 
Losungen auf, die vom MfS 
sorgfältig dokumentiert 
werden. Das »Anschmieren 
von Hetzlosungen« wird 
hart bestraft.  BStU
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Bereits am 3. Juli 1953 beschloss der Deutsche Bun-
destag, den 17. Juni fortan als »Tag der deutschen 
Einheit« und gesetzlichen Feiertag zu begehen. 
Zehn Jahre später erhob Bundespräsident Heinrich 
Lübke das Datum zum »nationalen Gedenktag«. 
Nach der Wiedererlangung der deutschen Einheit 
1990 wurde der 3. Oktober an Stelle des 17. Juni 
neuer »Tag der Deutschen Einheit« und bundes-
weiter Feiertag. Auch wenn der 17. Juni seitdem 
kein arbeitsfreier Tag mehr ist, gehört er doch wei-
terhin zu den fünf nationalen Gedenktagen des ver-

einten Deutschlands. Drohte der Volksaufstand vor 
1989 in Vergessenheit zu geraten, besinnt man sich 
nun zunehmend auf diese gescheiterte Revolution, 
die als Teil unserer Freiheitsgeschichte einen festen 
Platz in der deutschen Erinnerungskultur bekom-
men muss. Die Ausstellung »Wir wollen freie Men-
schen sein! Der DDR-Volksaufstand vom 17. Juni 
1953« will bundesweit an die mutigen Frauen und 
Männer erinnern, die 1953 in der DDR für Freiheit, 
Demokratie und die deutsche Einheit auf die Stra-
ße gegangen sind.

Erinnerung als Auftrag

Es war Bundespräsident Johannes Rau zu verdanken, 
dass auf das Sonderpostwertzeichen ein Zuschlag von 
25 Cent zu entrichten war, dessen Erlös – immerhin 
rund eine Million Euro - den Opfern der SED-Diktatur 
zugutekam.  
Grafik-Design Lorli und Ernst Jünger, München

Folgen Sie der Bundesstiftung zur Aufarbeitung der 
SED-Diktatur bei Facebook,  
www.facebook.com/BundesstiftungAufarbeitung
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www.17juni53.de lautet die Ad-
resse einer Webseite, die die Bun-
deszentrale für politische Bildung, 
das Deutschlandradio und das 
Zentrum für Zeithistorische For-
schung 2003 online geschaltet ha-
ben und die eine wahre Fundgru-
be zum Volksaufstand in der DDR 
ist. Auf dieser Webseite finden sich 
u. a. auch zahlreiche O-Töne, auf 
die teilweise in dieser Ausstellung 
via QR-Code verwiesen wird.

DIE HERAUSGEBERIN 

Die Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur hat seit 1998 
bundesweit mehr als 2400 Projekte mit rund 34 Millionen Euro geför-
dert, die sich mit den Ursachen, der Geschichte und den Folgen der 
kommunistischen Diktatur sowie der deutschen und europäischen Tei-
lung auseinandergesetzt haben. Die Bundesstiftung Aufarbeitung för-
dert dabei gleichermaßen die schulische und außerschulische histori-
sche Bildung, das Opfergedenken, die internationale Zusammenarbeit 
und die Wissenschaft. Sie verfügt über ein Archiv sowie eine Spezialbi-
bliothek, die Dokumente und Publikationen zur Geschichte von Re-
pression und Opposition in der SBZ und der DDR sowie in den kommu-
nistischen Diktaturen sammeln und zugänglich machen. Auf ihrer 
Webseite finden sich Informationen zu ihren Förderprogrammen, Hin-
weise zu Publikationen, weiteren Ausstellungen sowie didaktischen 
Materialien.  

www.bundesstiftung-aufarbeitung.de

DER AUTOR 

Dr. Stefan Wolle, wurde 1950 in Halle / Saale geboren. Er ging in Berlin 
zur Schule und absolvierte eine Buchhändlerlehre. Nach der Armee-
zeit studierte er Geschichte an der Humboldt-Universität. 1972 wurde 
er wegen »intellektueller Arroganz« der Universität verwiesen und 
musste sich »in der Produktion bewähren«. Später konnte er sein Stu-
dium fortsetzen. Ab 1976 arbeitete er in der Akademie der Wissen-
schaften auf dem Gebiet der altrussischen Geschichte. Als die Opposi-
tionsgruppen 1989 am Runden Tisch vertrauenswürdige Sachver- 
ständige für die Sicherung der Stasi-Akten brauchten, übernahm er zu-
sammen mit Armin Mitter diese Aufgabe.  Bereits im März 1990 veröf-
fentlichten die beiden Historiker die Stasi-Akten-Edition »Ich liebe 
euch doch alle!«. In den folgenden Jahren schrieb Stefan Wolle mehre-
re Bücher. Wolle ist heute Mitarbeiter des Forschungsverbundes SED-
Staat der Freien Universität und Wissenschaftlicher Leiter des DDR-
Museums Berlin.

DER GESTALTER 

Die Gestaltung der Ausstellung besorgte der Leipziger Grafikdesigner 
Dr. Thomas Klemm. Als Historiker und Kunstwissenschaftler arbeitet 
er zudem im Leipziger Kreis – Forum für Wissenschaft und Kunst an den 
Schnittstellen von wissenschaftlicher Forschung und zeitgenössischer 
Kunst. Seit 2002 betreibt Klemm in Leipzig seine Agentur für Gestal-
tung und Realisierung. Dabei beschränkt er sich nicht nur auf grafische 
Arbeiten, sondern hat mittlerweile zahlreiche Ausstellungen als künst-
lerischer Kurator begleitet.
www.thomasklemm.com

Der Autor der Aus- 
stellung Dr. Stefan 
Wolle in einem Aus­
stellungsraum des 
DDR-Museums in 
Berlin. 
Privatarchiv Wolle / Foto: Uwe 
Toelle, SUPERillu


